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B e s c h l u s s  
 

In dem Verfahren über  
die Verfassungsbeschwerde 

und  
den Antrag auf Erlass einer einstweiligen Anordnung 

 

des Herrn  
 

Beschwerdeführers und Antragstellers, 

 

wegen infektionsschutzrechtlicher Vorgaben für die Teilnahme an kommuna-
len Gremiensitzungen 

 

 
hat die 3. Kammer des 
 

VERFASSUNGSGERICHTSHOFS FÜR DAS LAND NORDRHEIN-WESTFALEN 

am 7. Dezember 2021 

durch  

 

die Präsidentin Prof. Dr. D a u n e r - L i e b , 

den Richter Prof. Dr. G r z e s z i c k  und 

den Richter Dr. N e d d e n - B o e g e r  

 

gemäß § 58 Abs. 2 und § 59 Abs. 2 VerfGHG  

 

einstimmig beschlossen:  

 
Das Ablehnungsgesuch gegen die Präsidentin 
Prof. Dr. Dauner-Lieb sowie die Richter Prof. 
Dr. Grzeszick, Dr. Nedden-Boeger, Prof. Dr. Hill-
gruber und Scharpenberg wird als unzulässig zu-
rückgewiesen. 

Der Rechtsbehelf des Beschwerdeführers wird als 
unzulässig zurückgewiesen. 
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G r ü n d e : 

 

1. Das Ablehnungsgesuch gegen die Präsidentin Prof. Dr. Dauner-Lieb sowie die 

Richter Prof. Dr. Grzeszick, Dr. Nedden-Boeger, Prof. Dr. Hillgruber und Schar-

penberg ist unzulässig. 

 

Bei offensichtlicher Unzulässigkeit bedarf es keiner dienstlichen Stellungnahme der 

abgelehnten Richter nach § 15 Abs. 2 Satz 2 VerfGHG, die auch bei der Entschei-

dung über das offensichtlich unzulässige Ablehnungsgesuch nicht ausgeschlossen 

sind (vgl. VerfGH NRW, Beschluss vom 18. Mai 2021 – VerfGH 195/20.VB-2, juris, 

Rn. 8, m. w. N.). 

 

Hinsichtlich der Richter Prof. Dr. Hillgruber und Scharpenberg fehlt dem Ableh-

nungsgesuch bereits das Rechtsschutzbedürfnis. Beide Richter sind stellvertreten-

de Mitglieder des Verfassungsgerichtshofs und mangels Verhinderung des von 

ihnen persönlich vertretenen Richters hier nicht zur Mitwirkung an der Entschei-

dung berufen (vgl. § 2 Satz 2, § 7 Abs. 1 Satz 1 VerfGHG). 

 

Im Übrigen ist das Ablehnungsgesuch deshalb unzulässig, weil das Vorbringen 

des Beschwerdeführers zur Begründung der Besorgnis der Befangenheit gänzlich 

ungeeignet ist. Es erschöpft sich in der für ein Ablehnungsgesuch unzureichenden 

Beanstandung, der Richter habe an einer vorausgegangenen und dem Beschwer-

deführer missfallenden Gerichtsentscheidung mitgewirkt, ohne dass konkrete An-

haltspunkte vorgebracht werden, die bei einer objektiven und vernünftigen Betrach-

tung auf eine Befangenheit in dem nachfolgenden Verfahren hindeuten könnten 

(vgl. VerfGH NRW, Beschluss vom 18. Mai 2021 – VerfGH 195/20.VB-2, juris, 

Rn. 8 f., m. w. N.). 
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2. Der gegen den Beschluss der 3. Kammer des Verfassungsgerichtshofs für das 

Land Nordrhein-Westfalen vom 8. September 2021 eingelegte Rechtsbehelf ist 

unzulässig. 

 

a) Soweit der Beschwerdeführer eine Wiederaufnahme des Verfahrens begehrt, ist 

sein Antrag unzulässig, weil aus ihm nicht hervorgeht, dass einer der in § 30     

VerfGHG genannten Wiederaufnahmegründe vorliegen könnte. 

 

Nach § 30 Abs. 1 Satz 1 VerfGHG kann ein abgeschlossenes Verfahren auf Antrag 

eines Verfahrensbeteiligten wieder aufgenommen werden, wenn der Verfassungs-

gerichtshof nicht vorschriftsmäßig besetzt war (Buchst. a)), ein Richter bei der Ent-

scheidung mitgewirkt hat, der von der Ausübung des Richteramtes kraft Gesetzes 

ausgeschlossen war, sofern nicht dieses Hindernis mittels eines Ablehnungsge-

suchs ohne Erfolg geltend gemacht wurde (Buchst. b)), oder bei der Entscheidung 

ein Richter mitgewirkt hat, obgleich er wegen Besorgnis der Befangenheit abge-

lehnt und das Ablehnungsgesuch für begründet erklärt war (Buchst. c)). 

 

Der Beschwerdeführer zeigt nicht auf, dass einer dieser Gründe gegeben sein 

könnte. 

 

Die weiteren Wiederaufnahmegründe des § 30 Abs. 2 Satz 1 VerfGHG kommen 

nur im Fall des § 12 Nr. 1 VerfGHG (Beschwerde im Wahlprüfungsverfahren) in 

Betracht und scheiden schon deshalb im vorliegenden Fall des Individualverfas-

sungsbeschwerdeverfahrens von vornherein aus. 

 

b) Auch soweit der Rechtsbehelf darüber hinaus auf Abänderung des Beschlusses 

vom 8. September 2021 gerichtet ist, ist er unzulässig. 
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Entscheidungen des Verfassungsgerichtshofs sind grundsätzlich nicht anfechtbar. 

Das Gesetz über den Verfassungsgerichtshof für das Land Nordrhein-Westfalen 

sieht Rechtsbehelfe, die auf die Selbstkontrolle eigener Entscheidungen durch den 

Verfassungsgerichtshof zielen, nur in den Fällen der Wiederaufnahme nach § 30 

VerfGHG und des Widerspruchs gegen die Ablehnung oder den Erlass einstweili-

ger Anordnungen in § 27 Abs. 3 VerfGHG vor, wobei die letztgenannte Möglichkeit 

für den Beschwerdeführer im Verfahren der Verfassungsbeschwerde gemäß § 27 

Abs. 3 Satz 2 VerfGHG nicht besteht.  

 

Darüber hinausgehende Möglichkeiten der Abänderung eigener Entscheidungen 

durch den Verfassungsgerichtshof hat der Gesetzgeber nicht vorgesehen. Insbe-

sondere besteht nicht die Möglichkeit, gegen eine die Verfassungsbeschwerde 

zurückweisende Entscheidung erneut Verfassungsbeschwerde zum Verfassungs-

gerichtshof zu erheben. Nach der Entscheidung über die Verfassungsbeschwerde 

besteht vielmehr ein erhebliches Interesse an einer endgültigen Beendigung des 

Verfahrens, das der Zulässigkeit weiterer gesetzlich nicht geregelter Rechtsbehelfe 

grundsätzlich entgegensteht. 

 

Ob hiervon abweichend in besonders gelagerten Ausnahmekonstellationen zur 

Vermeidung groben prozessualen Unrechts eine Gegenvorstellung beziehungs-

weise eine Anhörungsrüge bei der Geltendmachung von Verletzungen des An-

spruchs auf rechtliches Gehör in Betracht kommen können (vgl. hierzu VerfGH 

NRW, Beschluss vom 12. November 2019 – VerfGH 11/19.VB-1, juris, Rn. 7, 

m. w. N.), kann offen bleiben. Entscheidungserhebliche Gehörsverletzungen oder 

sonstige Verletzungen des Prozessrechts sind weder dargelegt noch sonst ersicht-

lich. Der Verfassungsgerichtshof hat das gesamte Vorbringen des Beschwerdefüh-

rers zur Kenntnis genommen und gewürdigt. Der Umstand, dass er daraus andere  
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Schlüsse als der Beschwerdeführer gezogen hat, begründet weder eine Verletzung 

des Anspruchs auf rechtliches Gehör noch die Annahme groben prozessualen Un-

rechts. 

 

Prof. Dr. Dauner-Lieb Prof. Dr. Grzeszick Dr. Nedden-Boeger 

 


